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Der Deutsche Städte- und Gemeindebund hält die nunmehr geltende geräteunab-

hängige Beitragsbemessung für die Rundfunk- und Fernsehgebühren für den rich-

tigen Ansatz. Anders als in Privathaushalten, wo pro Wohnung ein Beitrag fällig 

wird, müssen die Kommunen jetzt ihre Beiträge entsprechend der Anzahl ihrer 

Dienststellen und Betriebsstätten unter Berücksichtigung der dort Beschäftigten 

und nach der Anzahl ihrer Kraftfahrzeuge bezahlen. Das ist teilweise deutlich teu-

rer als bislang und nicht im Sinne der Bürgerinnen und Bürger. Je dezentraler und 

bürgernäher eine Stadtverwaltung organisiert ist, desto drastischer ist der Kosten-

anstieg beim neuen Rundfunkbeitrag. Teilweise beträgt er das Dreizehnfache der 

bisherigen Kosten. So hat sich z.B. bei der Stadt Bergisch Gladbach bei Köln (ca. 

105.000 Einwohner) nach der derzeitigen Datenlage der Betrag von 2.000 auf 

nunmehr 20.000 Euro erhöht. Das widerspricht dem ursprünglichen Ziel der Re-

form mit dem verbindlichen Bekenntnis zur Aufkommensneutralität für Privathaus-

halte, Unternehmen und die öffentliche Hand. Die Rundfunkkommission bei der 

Ministerpräsidentenkonferenz der Länder muss hier handeln und diese Ungerech-

tigkeiten beseitigen. Der Rundfunkbeitrag wird auch gegenüber den Kommunen 

durch Bescheid festgesetzt. Der Staatsvertrag zum Rundfunkbeitrag verpflichtet 

auch die Kommunen, alle Tatsachen anzuzeigen, die Grund und Höhe der Bei-

tragspflicht betreffen. Der Beitragsservice (früher GEZ) hat entsprechende Ant-

wortformulare an die Kommunen und ihre Einrichtungen versandt. Der Beitrags-

service ist verpflichtet, den Städten einen nachvollziehbaren rechtmäßigen Be-

scheid zu erteilen. Andernfalls wird die Kommune die Zahlung verweigern. Denn 

es steht natürlich jeder Stadt – wie auch einem Privatmann oder einem Unterneh-

men – frei, den Bescheid anzufechten. Die Umstellung auf den neuen Rundfunk-

beitrag hat bei den Kommunen einen enormen Beratungs- und Organisationsbe-

darf ausgelöst, der auch personelle Kapazitäten bindet. Der Deutsche Städte- und 

Gemeindebund fordert daher eine pauschalierte Beitragsbemessung bei den 

Kommunen. Von einer solchen Verwaltungsvereinfachung würden alle Beteiligten, 

auch der Beitragsservice, profitieren. Allerdings müssen die kommunalen Beiträge 

deutlich gesenkt werden, denn die Städte und Gemeinden nutzen ihre Betriebs-

stätten und Kraftfahrzeuge nicht primär zum Medienkonsum, sondern vielmehr zur 

Aufgabenerfüllung im Interesse der Bürgerinnen und Bürger.  

 

 


